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Lohnanstieg und Konjunktur 
in Deutschland 2004–2008 

Jonas Dovern und Carsten-Patrick Meier*  
 
 
Zusammenfassung: 
 
Modellrechnungen zeigen, dass der gegenwär-
tige konjunkturelle Aufschwung in Deutsch-
land maßgeblich auf die deutliche Lohnzurück-
haltung in den vergangenen Jahren zurück-
zuführen sein dürfte. Der Aufschwung erhält 
auch gegenwärtig noch Impulse durch die zu-
rückliegende Lohnzurückhaltung. Durch eine 
Fortsetzung der Arbeitsmarktreformen könnte 
die Wirtschaftspolitik dafür sorgen, dass der 
Lohnauftrieb in den kommenden Jahren nied-
rig bleibt, die Arbeitslosigkeit weiter sinkt und 
die hohe gesamtwirtschaftliche Dynamik an-
hält. 
 
 
 

____________________ 
* Die Autoren danken Alfred Boss, Klaus-Jürgen 
Gern und Joachim Scheide für viele hilfreiche Anre-
gungen.  

Einleitung 
______________________________________ 

 
In den vergangenen drei Jahren sind die Ar-
beitskosten in Deutschland ausgesprochen mo-
derat gestiegen. Das Arbeitnehmerentgelt je Be-
schäftigten erhöhte sich im Durchschnitt der 
Jahre 2004, 2005 und 2006 nur um 0,3 Pro-
zent pro Jahr, je Beschäftigtenstunde stieg es 
sogar nur um 0,1 Prozent (Abbildung 1). Rech-
net man den Anstieg des Deflators des Brutto-
inlandsprodukts dagegen, so ergibt sich für den 
genannten Zeitraum ein durchschnittlicher 
Rückgang der realen Arbeitskosten je Stunde 
um 0,4 Prozent pro Jahr. Im Fünfjahreszeit-
raum zuvor hatte die durchschnittliche jährli-
che reale Zunahme 1,5 Prozent betragen; auch 
wenn man seit der Mitte der 90er Jahre rechnet 
ergibt sich ein Anstieg in dieser Größenord-
nung.1  

Das äußerst geringe Lohnplus der Jahre 
2004–2006 könnte im Wesentlichen eine Re-
aktion auf die eingetrübten übrigen makroöko-
nomischen Rahmenbedingungen in dieser Zeit 
gewesen sein. Immerhin war der Produktions-
anstieg in diesem Zeitraum und davor gering, 
und die Arbeitslosigkeit war hoch. Es könnten 
aber auch andere Faktoren dazu beigetragen 
haben, den Lohnanstieg zu dämpfen. Boss et al. 
(2007) kommen zu dem Schluss, dass es in den 
vergangenen Jahren strukturelle Veränderun-
gen am deutschen Arbeitsmarkt gegeben hat. 
Ihrer Analyse zufolge sind die Arbeitsanreize 
durch verschiedene Maßnahmen gestärkt wor-
den; etwa durch die Verkürzung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes, die tendenzielle 
 
____________________ 
1  Gelegentlich wird mit Blick auf die Entwicklung 
der Lohnstückkosten die These vertreten, Lohnzu-
rückhaltung sei in Deutschland nicht erst seit 2004 
zu beobachten, sondern spätestens seit Mitte der 
90er Jahre. Tatsächlich sind die Lohnstückkosten auf 
Stundenbasis zwischen 1995 und 2003 geringfügig 
gefallen – um durchschnittlich 0,3 Prozent pro Jahr. 
Allerdings sind die Lohnstückkosten ein fragwürdi-
ger Indikator für Lohnzurückhaltung, da die Pro-
duktivitätsentwicklung selbst zum Teil ein Reflex der 
Lohnentwicklung ist. Zwischen 2004 und 2006 
gingen die Lohnstückkosten durchschnittlich um 1,8 
Prozent pro Jahr zurück. Damit markiert dieser Zeit-
raum auch auf Basis dieses Indikators eine Zäsur im 
Lohnsetzungsprozess.  



Lohnanstieg und Konjunktur in Deutschland 2004–2008 
 

 

 

 

68 

Abbildung 1:  
Anstieg der effektiven Stundenlöhne 1995–2006a 
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aZunahme der Bruttolöhne und Gehälter je geleistete Beschäftigten-
stunde gegenüber dem Vorjahr. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.3 (lfd. 
Jgg.); eigene Berechnungen. 

 
Kürzung von Leistungen im Zuge der Einfüh-
rung des Arbeitslosengeld II, die drei Stufen der 
Einkommensteuerreform, etc. Hinzu kam die 
Flexibilisierung des Arbeitsmarkts durch die 
Ausweitung der Zeitarbeit sowie der erhöhte in-
ternationale Wettbewerbsdruck im Zuge der 
Globalisierung.  

In Ländern mit anhaltender Massenarbeits-
losigkeit, zu denen Deutschland zählt, ist Zu-
rückhaltung beim Lohnanstieg grundsätzlich zu 
begrüßen, insbesondere wenn diese nicht nur 
rein zyklisch bedingt ist. Der überwiegende Teil 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland dürfte 
struktureller Natur und damit letztlich darauf 
zurückzuführen sein, dass das tatsächliche reale 
Lohnniveau auf dem Arbeitsmarkt das markt-
räumende Niveau übersteigt; vielfach ist eine 
mangelnde Differenzierung des Lohnanstiegs 
nach Qualifikation, Branche und Region in der 
Vergangenheit die Ursache dafür. Dahinter 
dürften allerdings Fehlanreize stehen, die im 
wohlfahrtsstaatlichen System begründet liegen 
und die zur Folge haben, dass die Relation von 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit zu Einkom-
men aus Nichterwerbstätigkeit bzw. bei Ar-
beitslosigkeit zu niedrig ist.2 Bleibt ausgehend 
____________________ 
2 Phelps (1997) und Phelps und Zoega (1998) be-
schreiben die Ursachen der strukturellen Arbeitslo-

von einer solchen Situation hoher struktureller 
Arbeitslosigkeit der Lohnanstieg hinter dem 
Anstieg der Arbeitsproduktivität zurück, etwa 
weil sich durch Reformen im sozialen Siche-
rungssystem die Relation von Erwerbseinkom-
men zu Nichterwerbseinkommen verringert 
hat, so vermindert sich die Differenz zwischen 
dem tatsächlichen und dem markträumenden 
Lohnniveau, die Arbeitsnachfrage steigt und die 
Arbeitslosigkeit wird abgebaut. Sind die durch 
die Reformen angestoßenen Veränderungen der 
Relation von Erwerbseinkommen zu Nichter-
werbseinkommen ausgeprägt genug, so könnte 
die Lohnzurückhaltung so stark sein und/oder 
solange anhalten bis „Vollbeschäftigung“ er-
reicht ist.3 Im letzteren Fall würde sich die 

____________________ 
sigkeit. Danach führte die Ausweitung des Wohl-
fahrtsstaates in den 60er und frühen 70er Jahren zu 
einer Entwertung von Lohneinkünften in Relation zu 
Transferleistungen. Der Anstieg der gesetzlichen An-
sprüche auf Arbeitslosenunterstützung, Sozialhilfe, 
aber auch auf Krankenversicherungsleistungen, Un-
terstützung für Kinder und für Eltern im Pensions-
alter, Wohngeld und Sozialwohnungen sowie unent-
geltlicher Zugang zu Bildungseinrichtungen und die 
Möglichkeit der Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
ließen ein umfassendes soziales Netz entstehen, das 
den Arbeitnehmern ein bis dahin in diesem Maße 
unbekannten Rückhalt bot. Die ökonomische Folge 
war eine Verringerung des effektiven Arbeitsange-
bots, die direkt oder indirekt (durch mehr Fehlzeiten, 
häufigere Wechsel des Arbeitsplatzes, „shirking“, 
etc.), die Arbeitskosten erhöhte, sei es, weil die Lohn-
forderungen stiegen, sei es weil die Arbeitgeber aus 
Anreizüberlegungen nun höhere Löhne zahlen muss-
ten. Konsequenz war in jedem Fall eine Abnahme der 
Arbeitsnachfrage, die möglicherweise durch stren-
gere Kündigungsschutzregeln, die eine Erhöhung der 
Einstellungskosten implizierten, noch verstärkt wur-
den. Die Steuer- und Abgabenerhöhungen, die not-
wendig wurden, um die Ausweitung des Wohlfahrts-
staats zu finanzieren, führten zu einem weiteren 
Anstieg der Lohnforderungen bzw. verhinderten, 
dass sich die Lohnansprüche der Arbeitnehmer nach 
den negativen makroökonomischen Schocks der 
siebziger und achtziger Jahre hinreichend anpassten. 
Durch den längeren Verbleib in Arbeitslosigkeit 
kommt es zudem bei einem Teil der Arbeitslosen zu 
einer Entwertung ihres Humankapitals deren Konse-
quenz ein noch längeres Verbleiben in der Arbeits-
losigkeit ist (vgl. z. B. Ljungqvist und Sargent  1998). 
Zu den Bestimmungsgründen der strukturellen Ar-
beitslosigkeit vgl. auch Nickell (1998) und Layard 
und Nickell (1999). 
3 Nimmt man Länder mit relativ flexiblen Arbeits-
märkten, wie etwa die Vereinigten Staaten, das Ver-
einigte Königreich, aber auch Dänemark, die Nie-
derlande oder Österreich zum Maßstab, so ließe sich 
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strukturelle Arbeitslosigkeit verringern, Produk-
tionspotential und Einkommen würden steigen.  

Allerdings teilen viele Ökonomen die darge-
stellte Position vornehmlich als Beschreibung 
des langfristigen Anpassungsprozesses von Mas-
senarbeitslosigkeit zu Vollbeschäftigung (vgl. 
z.B. Sachverständigenrat 2004: 501ff.; IMF 
1999). Hinsichtlich der kurzfristigen Wirkungen 
von Lohnzurückhaltung auf Produktion und Be-
schäftigung divergieren die Ansichten stärker. 
Tatsächlich sehen einige Ökonomen die Gefahr, 
dass Lohnzurückhaltung die verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte drückt und da-
mit den privaten Konsum und die Binnennach-
frage dämpft; mit insgesamt negativen Auswir-
kungen auf die Konjunktur und ggf. sogar län-
gerfristig schädlichen Effekten (Sachverständi-
genrat 2004: 507ff.). Aus diesem Grund gehen 
auch die Ansichten darüber auseinander, wel-
chen Beitrag die ausgeprägte Lohnzurückhal-
tung der vergangenen drei Jahre zu dem kräfti-
gen konjunkturellen Aufschwung geleistet hat, 
in dem sich die deutsche Wirtschaft mittler-
weile befindet. War sie förderlich oder eher 
Hemmnis für den Aufschwung? 

Der vorliegende Beitrag geht dieser Frage 
nach. Konkret untersuchen wir, inwieweit sich 
die aktuelle Hochkonjunktur in Deutschland 
mit der Lohnzurückhaltung der vergangenen 
Jahre in Verbindung bringen lässt. Aus der Ant-
wort auf diese Frage lassen sich nicht nur Rück-
schlüsse über den weiteren Konjunkturverlauf 
ziehen, sondern es ergeben sich auch generelle 
Erkenntnisse über den Zusammenhang zwi-
schen Lohnanstieg, gesamtwirtschaftlicher Pro-
duktionsentwicklung und Arbeitsmarkt in 
Deutschland. Diese sind nicht zuletzt wirt-
schaftspolitisch von Interesse. Einige Schluss-
folgerungen für die Wirtschaftspolitik schließen 
denn auch den Beitrag ab.  

____________________ 
der Zustand der Vollbeschäftigung als eine Situation 
definieren, bei der die Arbeitslosenquote in der Nähe 
von 5 Prozent liegt.  

Das gesamtwirtschaftliche Modell 

________________________________________ 
 

Die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen eines 
stärkeren bzw. schwächeren Lohnanstiegs wer-
den mithilfe eines makroökonometrischen Mo-
dells für Deutschland quantifiziert (vgl. Dovern 
und Meier 2006, 2007). Das Modell ist um eine 
neoklassisch orientierte, mikroökonomisch fun-
dierte Angebotsseite der Volkswirtschaft herum 
aufgebaut (vgl. Kasten 1). Es verfügt damit über 
ein wohl definiertes Wachstumsgleichgewicht 
nach Art des Solow-Modells. Langfristig kon-
vergieren alle Größen zu diesem Gleichgewicht, 
in dem sie mit derselben Rate wachsen (steady 
state). Die Potentialwachstumsrate hängt lang-
fristig allein von der Rate des technischen Fort-
schritts und der Wachstumsrate der Zahl der 
Erwerbspersonen ab. Mittelfristig spielt für sie 
auch die strukturelle Arbeitslosenquote in dem 
Sinn eine Rolle, dass bei einem Abbau (Anstieg) 
der strukturellen Arbeitslosigkeit das Produkti-
onspotential auf ein höheres (niedriges) Niveau 
gelangt und sich während dieses Anpassungs-
prozesses auch das Potentialwachstum tempo-
rär beschleunigt (verlangsamt). Das Modell 
lässt sich als empirische Umsetzung der neo-
klassischen Synthese verstehen, wonach nachfra-
geseitige Störungen zwar kurzfristig – durch die 
vorübergehende Rigidität von Preisen und Löh-
nen – das reale Bruttoinlandsprodukt beein-
flussen können, langfristig jedoch keine Effekte 
darauf haben sollten. 

Die Nachfrageseite des Modells ist in der üb-
lichen Weise spezifiziert, Verhaltensfunktionen 
beschreiben die wichtigsten Verwendungsag-
gregate (private Konsumausgaben, Investitio-
nen, Außenhandel etc.). Eine Besonderheit des 
Modells ist, dass es neben einer detaillierten 
Abbildung der Größen der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung für Deutschland über ei-
nen rudimentären Block für den (aggregierten) 
übrigen Euroraum verfügt. Die Modellierung 
erlaubt es, die monetären Rahmenbedingungen 
im gesamten Euroraum und die Konjunktur im 
übrigen Euroraum auf einfache Weise zu endo-
genisieren. 



Lohnanstieg und Konjunktur in Deutschland 2004–2008 
 

 

 

 

70 

Kasten 1:  
Spezifikation der Angebotsseite des Modells 

Die Modellierung der Angebotsseite folgt im Wesentlichen dem Vorschlag von Turner et al. (1996).a Das Produk-
tionspotential Y  wird durch eine CES-Produktionsfunktion mit den Produktionsfaktoren realer Sachkapitalbe-
stand K und „potentielles Arbeitsvolumen (in Stunden)“ L  sowie arbeitssparendem („Harrod-neutralem“) techni-
schen Fortschritt beschrieben:   

 ( )( ) 111

1
−−−

⎥
⎥
⎦

⎤

⎢
⎢
⎣

⎡
−+=

σ
σ

σ
σ

tλσ
σ

eLδKδY , (1) 

wobei σ  die Substitutionselastizität zwischen Arbeit und Kapital, δ  einen Distributionsparameter, λ die Rate das 
technischen Fortschritts und t einen Index für die Zeit bezeichnen. Das potentielle Arbeitsvolumen ergibt sich 
durch Multiplikation der Erwerbsbevölkerung mit der Stundenzahl je Erwerbstätigen sowie der „strukturellen“ 
Beschäftigungsquote; Letztere lässt sich als U−1  schreiben, wobei U  die strukturelle Arbeitslosenquote ist. 

Die Unternehmen betreiben Gewinnmaximierung. Jedes Unternehmen sieht sich einer Nachfrage nach seinen 
Produkten gegenüber, die eine konstante Preiselastizität aufweist. Monopolistische Konkurrenz auf den Güter-
märkten unterstellt, ist diese Preiselastizität größer als 1. Gewinnmaximierung erfordert dann, dass das Unterneh-
men soviel produziert, dass Preise zu Grenzkosten in einem bestimmten, durch die Preiselastizität der 
Güternachfrage determinierten Verhältnis stehen. Verhalten sich alle Unternehmen nach diesem Prinzip, so 
ergeben sich die folgenden gesamtwirtschaftliche Nachfragefunktionen für die beiden Produktionsfaktoren (hier 
bezeichnen Kleinbuchstaben die Logarithmen der entsprechenden Großbuchstaben):  

 ( ) ( ) tλσpwσycl −−−−+= 11    (2a) 

 
P

UCσyck −+= 2 .   (2b) 

Hier sind 1c  und 2c  zwei Konstanten, Y ist die gesamtwirtschaftliche Produktion. P ist das (Produzenten-) 
Preisniveau, W das Niveau der Arbeitskosten je Stunde und die Kapitalnutzungskosten UC sind definiert als 

( )KK pδipUC ∆−+= , wobei Kp  den Preis der Kapitalgüter bezeichnet. Aus der Schätzung der Faktornach-
fragegleichungen lassen sich Schätzwerte für die beiden wichtigen Parameter der Produktionsfunktion, die Rate 
des arbeitssparenden technischen Fortschritts und die Substitutionselastizität, ableiten. Danach liegt σ  in der 
Nähe von 0,5 und λ beträgt 2,2 Prozent pro Jahr.  

Gewinnmaximierung erfordert zudem, dass die Unternehmen ihre Produktpreise nach Maßgabe ihrer Lohn- 
und Kapitalkosten entsprechend  

 ( ) ( )ucδtλwδcp −+−+= 13  

bestimmen. Die Konstante 3c  bezeichnet dabei einen konstanten Gewinnaufschlag. In der empirischen Umset-
zung wird allerdings, der Literatur (Turner et al. 1996, Fagan et al. 2001) folgend unterstellt, dass die Unterneh-
men ihren Gewinnaufschlag auf die Produktionskosten mit der Höhe der gesamtwirtschaftlichen Kapazitätsaus-
lastung yy −  variieren:  

 )()1()(3 yyβucδtλwδcp −+−+−+= .  (3) 

Die Angebotsseite des Modells wird komplettiert durch eine Lohnsetzungsfunktion, die sich aus Insider-/Out-
sider-Theorien oder Effizienzlohntheorien herleiten lässt (Layard et al. 1991; Manning 1993). Danach streben die 
Arbeitnehmer in den kollektiven Lohnverhandlungen einen Zielwert für den Reallohn an, der von der Höhe der 
(trendmäßigen) Arbeitsproduktivität, der Situation auf dem Arbeitsmarkt, repräsentiert durch die Arbeitslosenquote 
U  sowie von einer Reihe von institutionellen Faktoren des Arbeitsmarktes abhängt. Zu Letzteren zählen etwa die 
Höhe der Lohnersatzleistungen, die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften, das Ausmaß des Kündigungs-
schutz etc. Dem Vorgehen von Fagan et al. (2001) für den Euroraum folgend, wird von einer direkten Modellie-
rung dieser Faktoren hier allerdings abgesehen. Stattdessen wird die von den institutionellen Bedingungen des 
Arbeitsmarkts abhängige strukturelle Arbeitslosenquote exogen geschätzt und für die weitere Modellierung als 
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 NACHFRAGE 
   _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  

 Außenbeitrag 

   _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  

 Binnennachfrage 

ANGEBOT

Trend der 
Arbeitsproduktivität

  Erwerbspersonenzahl

Natürliche   
  Arbeitslosenquote

Geldpolitik Geldpolitik 

Preise 

Kapazitätsauslastung 

Preise 

 Kapazitätsauslastung 

Konjunkturelle 
Arbeitslosenquote 

Lohnsetzung 

Konjunkturelle 
Arbeitslosenquote 

Lohnsetzung 

gegeben betrachtet. Der Zielwert der Arbeitsnehmer für den effektiven Stundenlohn bw ergibt sich dann als ein 
Abschlag von der Arbeitsproduktivität, der umso höher ausfällt, je stärker die tatsächliche Arbeitslosenquote über 
ihrem strukturellen Niveau U liegt:  

 ( )UUαlypwb −−−+= )( . (4) 

Für die empirische Bestimmung der strukturellen Arbeitslosenquote wird unterstellt, dass alle Veränderungen 
der tatsächlichen Arbeitslosenquote, die nicht auf konjunkturelle Schwankungen zurückgehen, struktureller Natur 
sind. In diesem Fall lässt sich die strukturelle Arbeitslosenquote mittels eines Hodrick-Prescott-Filters schätzen. 
Der Schätzung zufolge betrug die strukturelle Arbeitslosenquote in der ersten Hälfte der laufenden Dekade etwa 
10 Prozent und ist seither etwas gesunken.  
aVgl. Carnot (2002) für eine Anwendung auf Frankreich. 

 

Das Modell ist ein Modell des allgemeinen 
Gleichgewichts. Durch exogene Störungen her-
vorgerufene Ungleichgewichte zwischen Ange-
bot und Nachfrage lösen Relativpreisänderun-
gen aus, die das System zurück zum Gleichge-
wicht bringen. Als Relativpreise fungieren der 
Realzins, der Indikator der internationalen preis-
lichen Wettbewerbsfähigkeit und der reale Lohn-
satz. Der Gleichgewichtsmechanismus ergibt sich 
aus dem Zusammenspiel von Arbeitsmarktent-
wicklung, Lohnsetzung, Preissetzung, interna-
tionaler Wettbewerbsfähigkeit und Geldpolitik 
(Abbildung 2). Ist etwa die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage geringer als das Angebot, so hat 
dies zunächst über die Arbeitsnachfrage der 
Unternehmen zur Folge, dass die Arbeitslosen-
quote oberhalb ihres strukturellen Niveaus liegt. 
Daraufhin steigt der von den Arbeitnehmern 
angestrebte Nominallohn langsamer als in der 

Abbildung 2:  
Gleichgewichtsmechanismen im Modell 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Basislösung, mit der Folge, dass auch die Pro-
duzentenpreise langsamer steigen. Von dort gibt 
es im Prinzip zwei Kanäle, über die die niedrige-
ren Preise die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
beeinflussen können. Zum einen über die Sti-
mulierung des Außenbeitrags aufgrund der ver-
besserten Wettbewerbsfähigkeit, zum anderen 
über eine expansivere Geldpolitik, da ein gerin-
gerer Preisanstieg (und möglicherweise auch 
eine unterdurchschnittliche Kapazitätsauslas-
tung) zu niedrigeren Zinsen im Euroraum führt; 
dadurch werden die Investitionen stimuliert.  

Nahezu alle Parameter des Modells werden 
empirisch geschätzt, und zwar auf der Basis von 
Jahresdaten für Deutschland bzw. das frühere 
Bundesgebiet seit 1960 und für den übrigen Eu-
roraum ab 1970. Das Modell ist in der Lage, die 
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland seit 
den 60er Jahren zu beschreiben. Der Fokus des 
Modells sind nicht die Schwankungen von Quar-
tal zu Quartal, sondern die mittelfristige wirt-
schaftliche Entwicklung.  

Wirkung von Lohnzurückhaltung auf 
die Konjunktur 
________________________________________ 

 
Im Folgenden verwenden wir das Modell, um zu 
untersuchen, welche Wirkungen Variationen 
der Lohnsteigerungsrate auf die konjunkturelle 
Entwicklung haben. Konkret simulieren wir, 
welche Effekte sich ergeben, wenn der effektive 
Lohnanstieg zwei Jahre um 2 Prozentpunkte 
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und im dritten Jahr um 0,5 Prozentpunkte 
hinter dem Lohnanstieg in der Referenzlösung 
zurück bleibt.4 Dies entspricht ungefähr den 
Größenordnungen der Lohnzurückhaltung, die 
in den Jahren 2004–2006 beobachtet werden 
konnten.  

Es zeigt sich, dass von der Lohnzurückhal-
tung bereits im ersten Jahr ihrer Implementie-
rung ein deutlicher Schub für Produktion und 
Beschäftigung ausgeht. Das reale Bruttoin-
landsprodukt steigt im ersten Jahr um 0,7, im 
zweiten um 0,4 und im dritten um 0,6 Prozent-
punkte rascher als im Basisszenario (Abbildung 
3a). Ausgangspunkt ist die kräftige Dämpfung 
des Preisauftriebs. Der Anstieg der Produzen-
tenpreise (repräsentiert durch den Anstieg des 
Deflators des Bruttoinlandsprodukts) steigt, 
infolge des Zurückbleibens der Reallöhne um 2 
Prozentpunkte hinter der Basislösung, um 1,2 
Prozentpunkte langsamer als im Referenzszena-
rio.  

Durch den geringeren Preisauftrieb verbes-
sert sich die preisliche Wettbewerbsfähigkeit im 
Ausland, sowohl gegenüber den Handelspart-
nern im Euroraum als auch gegenüber der übri-
gen Welt; die Exporte steigen rascher, die Im-
porte deutlich weniger stark als in der Refe-
renzlösung (Abbildung 3b).5 Der etwas gerin-
gere Preisauftrieb im gesamten Euroraum ver-
anlasst die Europäische Zentralbank (EZB) – 
die modellgemäß entsprechend einer Taylor-
Regel mit Blick auf die Daten für den gesamten 
Euroraum agiert – dazu, die Zinsen leicht zu 
senken (Abbildung 3c). Dies stimuliert die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage in Deutschland 
und im übrigen Euroraum. Gleichzeitig regt der 
Rückgang der realen Arbeitskosten die Arbeits-
nachfrage an; Arbeitsvolumen und Beschäfti-
gung steigen kräftig.  

____________________ 
4 Nach den drei Jahren erfolgt die Lohnsetzung wie-
der wie zuvor. Da die Beschäftigung in den drei Jah-
ren deutlich steigt und die Arbeitslosigkeit sinkt, 
kommt es im Jahr 4 und folgenden zu kräftigen Lohn-
erhöhungen. 
5 Die Produktion im übrigen Euroraum wird durch 
die Verschlechterung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit der Partnerländer geringfügig gedämpft; 
dies wirkt auf Deutschland zurück, vermag den posi-
tiven Primäreffekt jedoch bei weitem nicht überzu-
kompensieren. 

Abbildung 3:  
Gesamtwirtschaftliche Auswirkungena drei Jahre anhaltender 
Lohnzurückhaltung 
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aAbweichungen des Niveaus der jeweiligen Variablen von der 
Referenzlösung im jeweiligen Jahr in Prozent. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Auf der Einkommensseite schlägt sich der 
durch die Lohnzurückhaltung zunächst sehr 
ausgeprägte Rückgang der Lohnsumme nicht in 
einer ähnlich starken Abnahme der real verfügba- 
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ren Einkommen der privaten Haushalte nieder. 
Die Ursache dafür ist, dass mit dem rascheren 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsanstieg eine 
beschleunigte Zunahme der (realen) Unterneh-
mens- und Vermögenseinkommen einhergeht. 
Diese hat zur Folge, dass das real verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte trotz der 
Lohnzurückhaltung rascher steigt. Dadurch 
werden die privaten Konsumausgaben gestützt. 
Deren Anstieg bleibt zwar mit nur 0,2 bzw. 0,3 
Prozentpunkten Differenz zur Basislösung im 
Jahr 1 und 2 hinter dem des Bruttoin-
landsprodukts zurück; ein Einbruch der priva-
ten Konsumausgaben wird jedoch trotz der 
starken Lohnzurückhaltung nicht verzeichnet.  

Da eine Reihe von Größen mit Verzögerun-
gen auf Veränderungen ihres Umfelds reagie-
ren, wird der größte Effekt auf das Niveau des 
realen Bruttoinlandsprodukts erst nach fünf 
Jahren erreicht. Zunächst macht sich der durch 
die Lohnzurückhaltung ausgelöste konjunktu-
relle Aufschwung vor allem durch eine Verbes-
serung des Außenbeitrags bemerkbar, während 
die Binnennachfrage nur wenig rascher expan-
diert. Erst wenn auch die Beschäftigung stärker 
steigt, gehen die Auftriebskräfte graduell vom 
Außenbeitrag auf die inländische Verwendung 
über. Da annahmegemäß die Lohnpolitik ab 
dem Jahr 4 wieder dem üblichen Muster folgt, 
steigen die Löhne dann bereits wieder kräftig. 
Da die Produktion jedoch zunächst noch weiter 
aufwärts gerichtet ist, bleiben die damit ver-
bundenen Beschäftigungseinbußen bis zum 
Jahr 5 gering. Erst danach verringert sich das 
Arbeitsvolumen wieder merklich. 

Empirische Evidenz 
________________________________________ 

 
Sind die Modellergebnisse angesichts der Er-
fahrungen der vergangenen Jahre plausibel? 
Tatsächlich lässt sich ein wesentlicher Teil der 
abgeleiteten Effekte im Zeitraum von 2004 bis 
2006 erkennen. So war der Preisauftrieb ge-
messen am Deflator des Bruttoinlandsprodukts 
mit durchschnittlich 0,6 Prozent pro Jahr sehr 
gering. Die internationale preisliche Wettbe-

werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ver-
besserte sich ungeachtet der effektiven Auf-
wertung des Euro sehr deutlich. Entsprechend 
wurde der Export stimuliert und die Einfuhr 
gedämpft; die Zunahme des Außenbeitrag trug 
im Durchschnitt jedes Jahr 0,9 Prozentpunkte 
zum Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts bei. 
Die privaten Konsumausgaben stagnierten da-
gegen 2004 und 2005, 2006 legten sie etwas 
rascher, aber immer noch sehr gemäßigt zu. 
Auffällig stark zogen die Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen an. Im Jahr 2004 er-
höhten sie sich gegenüber dem Vorjahr um 
mehr als 10 Prozent. Den Modellergebnissen 
zufolge ist die Hälfte davon auf die Lohnzu-
rückhaltung zurückzuführen. Das Arbeitsvolu-
men setzte seinen Abwärtstrend, lässt man den 
ungewöhnlichen Kalendereffekt im Jahr 2004 
außer Acht, immerhin nicht fort. Zu einem 
kräftigen Anstieg kam es jedoch erst 2006. All 
diese Effekte entsprechen in der Tendenz jenen, 
die vom Modell vorausgesagt wurden. 

Ein ausgeprägter Anstieg des realen Brutto-
inlandsprodukts ließ allerdings in den Jahren 
2004 und 2005 auf sich warten. Der kalender-
bereinigte Anstieg des realen Bruttoinlandspro-
dukts lag im Jahr 2004 bei 0,7 Prozent. Ange-
sichts eines Potentialwachstums von etwas über 
einem Prozent ist dieser Wert, genauso wie der 
Zuwachs um 0,9 Prozent im Jahr 2005,  als ge-
ring anzusehen. Erst 2006 kam es zu einer 
deutlichen Beschleunigung des Produktionszu-
wachses. Einem stärkeren Anstieg in den Jah-
ren 2004 und 2005 könnten die Nachwirkun-
gen der starken Vermögensverluste an den Bör-
sen in den Jahren 2001 und 2002, der massive 
Ölpreisanstieg, die außergewöhnlich starke Zu-
rückhaltung privater und gewerblicher Investo-
ren im Baubereich und die restriktive Finanz-
politik entgegengestanden haben. Diese Effekte 
dürften auch dazu geführt haben, dass die Be-
schäftigung erst 2006 deutlich zugenommen 
hat. Alle diese Faktoren sind in der Modellsi-
mulation nicht berücksichtigt, und infolgedes-
sen reflektieren die Simulationsergebnisse eine 
Entwicklung, wie sie ohne die aufgezählten ad-
versen Schocks zu erwarten gewesen wäre. Alles 
in allem scheint die empirische Evidenz der 
vergangenen drei Jahre nicht gegen die Simu-
lationsergebnisse zu sprechen.  
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Schlussfolgerungen für die 
Konjunktur  

________________________________________ 
 

Die Simulationsergebnisse deuten darauf hin, 
dass Lohnzurückhaltung die Konjunktur stimu-
liert, und zwar nicht erst nach einigen Jahren, 
sondern sofort. Bei einer Lohnzurückhaltung, 
die sich über einen Zeitraum von drei Jahren 
erstreckt, verteilen sich die Effekte auf den Zu-
wachs des realen Bruttoinlandsprodukts über 
die ersten fünf Jahre nach Beginn der Lohnzu-
rückhaltung, wobei die Anregungen in den ers-
ten Jahren über den Außenbeitrag, später dage-
gen über die privaten Konsumausgaben kom-
men. Die im Jahr 2004 begonnene Lohnzu-
rückhaltung dürfte somit zu einem wesentli-
chen Teil für den gegenwärtigen Aufschwung 
verantwortlich sein. Sie dürfte die Konjunktur 
auch im laufenden und im kommenden Jahr 
stimulieren. Mit dem kräftigen Beschäftigungs-
aufbau, der 2006 eingesetzt hat, würde der Auf-
schwung dabei nun vermehrt von der Auswei-
tung der privaten Konsumausgaben getragen, 
während die Zunahme des Außenbeitrags an 
Bedeutung verliert. 

Für die weitere Entwicklung ist zu berück-
sichtigen, dass in der Simulation unterstellt 
wurde, dass die Lohnpolitik nach drei Jahren 
deutlich zurückhaltender Lohnabschlüsse, wie-
der zu ihrem alten Pfad zurückkehrt. Bleibt der 
Lohnanstieg dagegen auch in den kommenden 
Jahren moderat, weil sich durch Reformen und 
den Druck der Globalisierung strukturelle Ver-
änderungen am deutschen Arbeitsmarkt erge-
ben haben (Boss et al. 2007), dann wäre mit zu-
sätzlichen Anregungen für Beschäftigung und 
Konjunktur zu rechnen.  

Implikationen für die Politik 
________________________________________ 

 
Die Simulationsergebnisse legen nahe, dass die 
sehr moderate Lohnpolitik der vergangenen 
Jahren die Konjunktur in den kommenden Jah-
ren stimulieren und zu einem Abbau der Ar-

beitslosigkeit beitragen wird. Die Arbeitsmarkt-
probleme in Deutschland sind damit freilich 
noch nicht gelöst. Den Simulationsergebnissen 
zufolge ist aufgrund der Lohnzurückhaltung der 
Jahre 2004 bis 2006 mittelfristig mit einem 
Rückgang der Arbeitslosenquote um in der 
Spitze 3 Prozentpunkte zu rechnen. Tatsächlich 
dürfte der Rückgang der Arbeitslosigkeit gerin-
ger ausfallen, da der Produktionsanstieg in den 
Jahren 2004 und 2005 durch andere negative 
Effekte gedrückt worden ist. Folgte der Lohn-
anstieg danach wieder dem üblichen Muster, 
stiege die Arbeitslosigkeit dann wieder. 

Eine konsequente Fortsetzung der Lohnzu-
rückhaltung der vergangenen Jahre hätte dage-
gen das Potential, einen wesentlichen Teil der 
Arbeitsmarktprobleme in Deutschland zu lösen 
und die strukturelle Arbeitslosenquote weiter 
zu verringern. Dazu wäre es notwendig, dass 
der Tariflohnanstieg so lange hinter der Summe 
aus Produktivitätswachstum und Preisanstieg 
zurück bliebe, wie die Arbeitslosigkeit über dem 
angestrebten strukturellen Niveau liegt. Ein 
weiterhin niedriger Tariflohnanstieg ergäbe zu-
sammen mit einer den Erfordernissen des je-
weiligen Arbeitsmarktsegments angepassten ef-
fektiven Entlohnung die wünschenswerte Diffe-
renzierung des Lohnniveaus nach Qualifikation, 
Branche und Region.   

Ein Einwand gegen eine Strategie der Lohn-
zurückhaltung in Deutschland zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit lautet, dies sei keine langfris-
tige Option, da dadurch die Wettbewerbsfähig-
keit der Partner im Euroraum (oder auch im 
Rest der Welt) verringerte und deren Produkti-
onszuwachs gedämpft würde. Diese Befürch-
tung übersieht jedoch, dass im Falle einer 
Dämpfung der Produktion im übrigen Euro-
raum der Preisauftrieb dort nachließe und die 
EZB die Zinsen senken und so die Produktion 
stabilisieren würde. Alternativ könnten sich die 
Partner im übrigen Euroraum entscheiden, 
selbst durch Reformen am Arbeitsmarkt für 
Lohnzurückhaltung zu sorgen und so den Ver-
lust an Wettbewerbsfähigkeit zu vermeiden – in 
einigen Ländern ist dafür angesichts hoher 
struktureller Arbeitslosigkeit durchaus Poten-
tial. Auch dann käme es in Deutschland (und 
nun auch im übrigen Euroraum) zu positiven 
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Effekten auf Produktion und Beschäftigung, da 
die EZB nun die Zinsen stärker senken würde 
als bei Lohnzurückhaltung allein in Deutsch-
land.6 

Man mag dies als Aufruf an die Arbeitneh-
mer verstehen, die Lohnforderungen in der lau-
fenden Tarifrunde moderat zu halten. Ein dau-
erhafter Abbau der Arbeitslosigkeit lässt sich 
allerdings nicht durch Appelle an die Tarifpar-
teien erzielen. Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
sowie ihre jeweiligen Vertreter orientieren sich 
an den Rahmenbedingungen, die ihnen die 
Wirtschafts- und Sozialpolitik setzt. Es ist Sache 

____________________ 
6  Generell ist Kritikern, die im Zusammenhang mit 
Lohnzurückhaltung von einer „Beggar-thy-Neigh-
bour-Policy“ sprechen entgegenzuhalten, dass sie 
verkennen, dass der Kanal über die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit stets nur einer von zwei Kanälen 
ist, über den die gesamtwirtschaftlichen Anpassungs-
prozesse verlaufen können. Der zweite Kanal ist die 
Geldpolitik. Und je weniger der eine Kanal zur Verfü-  

der Politik, diese Rahmenbedingungen so zu 
gestalten, dass die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land auf das Niveau in den Nachbarländern sinkt. 
Konkret bedeutet dies, die Reformen in den Be-
reichen Steuern und Abgaben sowie soziale 
Sicherung fortzusetzen, mit dem Ziel, die Rela-
tion aus dem Nettoeinkommen aus Erwerbs-
tätigkeit und Einkommen aus Nichterwerbs-
tätigkeit (Transfereinkommen) anzuheben. Dies 
würde die Arbeitsanreize erhöhen und den 
Lohnanstieg dämpfen, mit der Folge das die 
Arbeitslosigkeit weiter sänke.   
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